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19. Wahlperiode 22.04.2020

Antrag 

der Abgeordneten Tobias Pflüger, Heike Hänsel, Dr. Alexander S. Neu, Michel 
Brandt, Christine Buchholz, Sevim Dağdelen, Dr. Diether Dehm, Dr. Gregor
Gysi, Matthias Höhn, Andrej Hunko, Jan Korte, Zaklin Nastic, Thomas Nord, 
Eva-Maria Schreiber, Helin Evrim Sommer, Alexander Ulrich, Kathrin Vogler 
und der Fraktion DIE LINKE. 

Geld für das Gesundheitssystem statt für atomwaffentragende Kampfbomber 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Die Planungen des Verteidigungsministeriums, 135 neue Kampfflugzeuge zu beschaf-
fen, insbesondere die Anschaffung von 30 Kampfbombern vom Typ F-18 für den 
Transport und Abwurf von US-Atomwaffen, während in den Krankhäusern Europas 
Intensivbetten, Beatmungsgeräte, Pflegekräfte und medizinische Schutzausrüstung 
fehlen, sind ein verheerendes Signal. 

Die Entscheidung für eine Fortsetzung der nuklearen Teilhabe durch die Bundesrepub-
lik wäre sicherheits- und friedenspolitisch fatal. Bereits durch die Kündigung des INF-
Vertrags und die Indienstnahme des NATO-Raketenschirms (NATO BMD) wächst 
die Konfrontation zwischen der NATO und Russland in Europa und wird zunehmend 
zu einer nuklearen Konfrontation. Ein Verzicht auf Beschaffung neuer Trägersysteme 
für US-Atomwaffen wäre demgegenüber ein wichtiger Impuls, der aus dem abrüs-
tungspolitischen Stillstand in Europa herausführen und einen Abbau der Konfrontation 
einleiten kann. 

Gleichzeitig werden in Deutschland, Europa und weltweit eklatante Defizite in der 
Gesundheits-Infrastruktur deutlich, die das Leben und die Sicherheit von Millionen 
Menschen bedrohen. Jetzt auf Jahre Steuergelder für die milliardenschwere Neuan-
schaffung von Atombombern zu verplanen, während gleichzeitig die gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Folgekosten der Corona-Krise unabsehbar sind, ist auch fi-
nanzpolitisch unverantwortlich. 

Schätzungen von ICAN und IPPNW zufolge sollen sich die Kosten allein für die Be-
schaffung der atomwaffenfähigen F-18 auf rund 7,5 Mrd. Euro belaufen, eine Summe 
für die man nach Angaben der IPPNW-Studie 100.000 Intensivbetten und 30.000 Be-
atmungsgeräte sowie die Gehälter von 60.000 Krankenpfleger*innen und 25.000 
Ärzt*innen für ein Jahr finanzieren könnte. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

1. die nukleare Teilhabe der Bundesrepublik umgehend zu beenden und entspre-
chende Beschaffungsmaßnahmen darauf auszurichten; 

2. grundsätzlich auf den Abschluss von Verträgen zur Entwicklung, Herstellung und 
Beschaffung von Luftfahrzeugen mit nuklearen Trägerfähigkeiten sowie auf die 
Zertifizierung nuklearer Trägerfähigkeiten bei Luftfahrzeugen zu verzichten;  

3. die für die Ersetzung der Nuklear-Fähigkeiten der Luftfahrzeuge Tornado im 
Zuge der Ausphasung des Waffensystems vorgesehenen Haushaltsmittel umzu-
widmen und für die Stärkung der Gesundheits-Infrastruktur in der Bundesrepub-
lik, sowie für die Weltgesundheitsorganisation WHO, zur Verfügung zu stellen;  

4. den Beschluss des Deutschen Bundestages vom 24.3.2010 zum Abzug aller 
Atomwaffen aus Deutschland (17/1159) umzusetzen.   

Berlin, den 21. April 2020 

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 
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